
Anlage 1 
Niederschrift 
Rat 16.12.13 
TOP 10 ö. S. 

 
Bebauungsplan V 195/II „Waldstraße“  

 
Stellungnahmen 

 im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und der Betei-
ligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB zur Offenlage  

und  
Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 

 
 
B1: DB Services Immobilien GmbH, Deutz-Mülheimer-Straße 22-24, 50679 Köln 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Bebauungsplan Nr. 195/II „Waldstraße“ sind Flächen als Schutzstreifen gekenn-
zeichnet, die sich unterhalb von vorhandenen Hochspannungsfreileitungen befinden. 
Auf der Planzeichnung ist der Hinweis mit aufgenommen worden, dass alle geplan-
ten Maßnahmen der Zustimmung des jeweiligen, betroffenen Leitungsbetreibers bzw. 
dessen Rechtsnachfolgers bedürfen und zur Prüfung sowie zur abschließenden Stel-
lungnahme der Bauherr bzw. Grundstückeigentümer Bauunterlagen an den jeweili-
gen Leitungsbetreiber zu übermitteln hat. 
 
Entsprechend der Stellungnahme der DB Services Immobilien GmbH vom 
13.08.2013 wird in den textlichen Festsetzungen unter Punkt A „Hochspannungsfrei-
leitungen“ der zusätzliche Hinweis mit aufgenommen, dass mit den betroffenen Lei-
tungsbetreibern Anpflanzungen abzustimmen sind. Zusätzlich erfolgt der Hinweis, 
dass bestimmte Aufwuchshöhen nicht überschritten werden dürfen. 
 
Beschlussempfehlung: 
Die Stellungnahme der DB Services Immobilien GmbH wird als Hinweis berücksich-
tigt. 
 



B2: Deutsche Telekom Technik GmbH, Postfach 10 07 09, 44782 Bochum 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Für Versorgungsträger besteht innerhalb von Straßen und Gehwegen ein generelles 
Zugangsrecht (TKG-Gesetz). Die Festlegung von Korridoren und Leitungstrassen 
stellt eine Maßnahme der Straßenausbauplanung dar und ist nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanverfahrens. Zusätzliche Hinweise zur Festsetzung von Leitungstras-
sen im öffentlichen Straßenraum sind im Bebauungsplan daher nicht zwingend erfor-
derlich. 
 
Beschlussempfehlung: 
Die Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das Schreiben der Deutschen Telekom Technik GmbH wird an den Fach-
bereich 66 (Tiefbau) sowie an die TBL (Technische Betriebe Leverkusen) übermittelt. 
 
 



B3: Geologischer Dienst NRW, Landesbetrieb, Postfach 10 07 63,  
Postfach 10 07 63 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Die im Schreiben des Geologischen Dienstes NRW vom 26.08.2013 mitgeteilten An-
gaben über den geologischen Untergrund werden in den textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplans Nr. 195/II „Waldstraße“ als Hinweis aufgenommen sowie in der 
Begründung im Kapitel 5 „Planungsbindungen“ unter Punkt 5.12 „Geologischer Un-
tergrund“ ergänzend aufgeführt. 
 
Beschlussempfehlung: 
Die Angaben des Geologischen Dienstes NRW werden als Hinweis berücksichtigt. 



B4:  NABU Stadtverband Leverkusen 
 BUND - Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. 
 LNU - Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Durch den Bebauungsplan Nr. 195/II „Waldstraße“ wird lediglich die Art der baulichen 
Nutzung festgesetzt, da es sich hierbei um einen einfachen Bebauungsplan handelt. 
Als zulässige Nutzungen werden innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans Nr. 195/II „Waldstraße“ hauptsächlich „friedhofsbezogene Nutzungen“ festge-
setzt. Wohnnutzungen sind gemäß den textlichen Festsetzungen nur für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse un-
tergeordnet sind, zulässig. Zudem wird für den Bereich der vorhandenen Wohnbe-
bauung ein „allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt. Darüber hinaus gehende Wohn-
bebauung ist im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr.195/II „Waldstraße“ nicht 
zulässig. Die im Schreiben der Umweltverbände vom 18.09.2013 geäußerte Annah-
me zur Genehmigungsfähigkeit weiterer Wohnbebauung ist daher nicht zutreffend.  

Die Beurteilung über das Maß der baulichen Nutzung im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Nr. 195/II „Waldstraße“ erfolgt bei konkreten Bauvorhaben analog 
§ 34  BauGB, bei dem die Bebauung der näheren Umgebung als Beurteilungsmaß-
stab (z.B. zum Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Fläche usw.) herangezogen 
wird. Die Aspekte wie Verkehr, Stellplätze, Immissionen und Entwässerung werden 
hinsichtlich Ihrer standortbezogenen Tragfähigkeit innerhalb konkreter Baugenehmi-
gungsverfahren zu prüfen sein. Auch im Falle einer Beurteilung zur Zulässigkeit von 
gastronomischen Betrieben oder von Einrichtungen mit Versammlungsräumen erfolgt 
eine Überprüfung im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren, ob die beantragten 
Nutzungen mit der vorhandenen Parkraumsituation sowie der allgemeinen Verkehrs-
belastung vereinbar sind. 

Beschlussempfehlung: 
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Die Stellungnahme NABU/BUND/LNU wird zur Kenntnis genommen. 


